
 

  

S 24 AS 2075/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 31
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren selbst genutztes Hausgrundstück
Leitsätze 1. Solange der Hilfebedürftige in einem

Haus von angemessener Größe wohnt,
greift der Vermögensschutz nach § 12
Abs. 3 Nr. 4 SGB II, selbst wenn es sich
um eine Luxusimmobilie handelt.
2. Dieser großzügig ausgestaltete
Schutzzweck entfällt mit dem Verkauf der
Immobilie. Der daraus erzielte Gewinn ist
nur nach den allgemeinen
Vermögensfreibeträgen geschützt.
3. Eine "Nahtlosigkeitsregelung" bis zum
Erwerb einer neuen Immobilie findet im
geltenden Recht keine Stütze.

Normenkette SGB II § 12

1. Instanz

Aktenzeichen S 24 AS 2075/17
Datum 20.02.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 31 AS 818/18
Datum 27.08.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 20.
Februar 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch auf Grundsicherungsleistungen nach
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dem Sozialgesetzbuch/Zweites Buch (SGB II) im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Oktober
2017.

Die 1962 geborene KlÃ¤gerin lebte seit dem Jahre 2005 (Bauabnahme im August
2005) in einem Eigenheim in der S, Sch, Ortsteil G. Das freistehende Haus
verfÃ¼gte Ã¼ber eine WohnflÃ¤che von 110 m2 und stand auf einem 913 m2
groÃ�en GrundstÃ¼ck. ZunÃ¤chst bewohnte sie das Haus mit ihrem
LebensgefÃ¤hrten, der sich im Jahre 2014 von ihr trennte und ihrer Tochter, die am
15. September 2016 auszog.

Seit 2005 stand die KlÃ¤gerin im (zumindest ergÃ¤nzenden) Leistungsbezug beim
Beklagten. Dieser erkannte das selbstgenutzte Eigenheim als angemessen an,
unternahm also im Bezugszeitraum von 2005 bis Ende Juni 2017 keine
BemÃ¼hungen, das Haus, bzw. das in ihm verkÃ¶rperte VermÃ¶gen, zu verwerten.

Nachdem der LebensgefÃ¤hrte und die Tochter ausgezogen waren, entschloss sich
die KlÃ¤gerin zum Verkauf der Immobilie, von deren ErlÃ¶s sie ein anderes, den
Angemessenheitskriterien des Beklagten wieder entsprechendes Eigenheim
erwerben wollte.

Im notariellen Kaufvertrag Ã¼ber die VerÃ¤uÃ�erung der Immobilie in der S , Sch,
ist ausgefÃ¼hrt, dass der Kaufpreis 364.400 Euro betrage. Aus dem Kaufpreis sei
zunÃ¤chst die noch offene Grundschuld zu bedienen, dann der Ankaufspreis fÃ¼r
den hÃ¤lftigen Miteigentumsanteil an den damaligen MiteigentÃ¼mer. Letztlich
wurden der KlÃ¤gerin am 4. Juli 2017 220.341,94 Euro als VerkaufserlÃ¶s auf ihr
Konto Ã¼berwiesen. Laut der vorgelegten KontoauszÃ¼ge befand sich am 27.
Oktober 2017 noch ein Betrag von 158.663,80 Euro auf dem Konto.

Mit notariellem GrundstÃ¼ckskaufvertrag vom 20. Juli 2017 erwarb die KlÃ¤gerin
von der Gemeinde Lein BaugrundstÃ¼ck in einer GrÃ¶Ã�e von 715 m2 zu einem
Kaufpreis von 32.175 Euro. Weiter erwarb sie von der Firma T einen "Bungalow 78"
zu einem Gesamtkaufpreis von 150.315 Euro Die WohnflÃ¤che des Hauses betrÃ¤gt
ca. 73 m2.

Es gelang der KlÃ¤gerin nicht, den Verkauf des frÃ¼heren Hauses in der S , Sch und
den Bau des neuen Hauses in L so zu organisieren, dass sie von dem einem Objekt
direkt in das andere hÃ¤tte umziehen kÃ¶nnen.

Daher mietete sie zum 1. Juni 2017 eine 58 m2 groÃ�e Wohnung (Bruttowarmmiete
428 Euro) in L, H an. Am 26. April 2018 zog sie in ihr Eigenheim, A, in K L.

Mit Bescheid vom 21. MÃ¤rz 2017 hatte der Beklagte fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
MÃ¤rz 2017 bis 31. Oktober 2017 vorlÃ¤ufig monatliche Leistungen zwischen
583,51 und 683,51 Euro monatlich gewÃ¤hrt. Als Grund fÃ¼r die vorlÃ¤ufige
Bewilligung wurde angegeben, dass die Unterkunftskosten noch nicht
feststÃ¼nden. Diese Bewilligung wurde mit Bescheid vom 28. April 2017 wegen
geÃ¤nderter GasabschlÃ¤ge ebenfalls vorlÃ¤ufig abgeÃ¤ndert. Mit weiterem
vorlÃ¤ufigen Bescheid vom 31. Mai 2017 bewilligte der Beklagte Leistungen fÃ¼r
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den Zeitraum ab dem 1. Juni bis 31. Oktober 2017 in HÃ¶he von monatlich 837 Euro
unter Anerkennung der Kosten der Unterkunft (KdU) fÃ¼r die Wohnung im Hin
HÃ¶he von 428 Euro.

Mit Schreiben vom 11. Juli 2017 informierte der Beklagte die KlÃ¤gerin Ã¼ber die
Leistungseinstellung ab September 2017. Er gehe davon aus, dass wegen des
ErlÃ¶ses aus dem Verkauf des Hauses in der S, Sch, das Ende der
HilfebedÃ¼rftigkeit eingetreten sei. Er habe innerhalb von 2 Monaten zu
entscheiden, ob weitere Leistungen zustÃ¼nden oder die Bewilligung
zurÃ¼ckgenommen werde.

Mit Bescheid vom 24. August 2017 lehnte der Beklagte Leistungen fÃ¼r den
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Oktober 2017 ab und fÃ¼hrte aus, die Ã¼berzahlte
Leistung in HÃ¶he von 1.674 Euro sei zu erstatten (Â§ 41 a Abs. 6 SGB II). Aufgrund
der eingereichten Unterlagen zum ErlÃ¶s aus dem Hausverkauf und den bereits
getÃ¤tigten Ausgaben fÃ¼r den neuen Hausbau habe sich fÃ¼r den maÃ�geblichen
Bewilligungszeitraum vom 1. Juli bis 31. Oktober 2017 ergeben, dass ein Anspruch
nicht bestehe. Die KlÃ¤gerin verfÃ¼ge Ã¼ber ein verwertbares VermÃ¶gen von
205.301,69 Euro, welches den VermÃ¶gensfreibetrag von 8.850 Euro erheblich
Ã¼bersteige. Durch den Verkauf des Hauses im Mai 2017 habe eine
VermÃ¶gensumwandlung stattgefunden. Die KlÃ¤gerin habe aus dem Verkauf einen
ErlÃ¶s von 220.341,94 Euro erzielt. Die durchgefÃ¼hrte VermÃ¶gensprÃ¼fung
habe einen aktuellen Kontostand in HÃ¶he von 176.701,79 Euro ergeben, der nicht
als geschÃ¼tztes VermÃ¶gen anzusehen sei. Die Leistungen fÃ¼r die Monate Juli
und August in HÃ¶he von jeweils 837 Euro seien mit einem Gesamtbetrag von
1.674 Euro zu erstatten.

Dem Widerspruch vom 4. September 2017 blieb mit zurÃ¼ckweisendem
Widerspruchsbescheid vom 12. Oktober 2017 der Erfolg versagt.

Die hiergegen am 19. Oktober 2017 zum Sozialgericht Potsdam erhobene Klage hat
dieses mit Urteil vom 20. Februar 2018 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat das
Gericht ausgefÃ¼hrt, die Klage sei als Anfechtungsklage zulÃ¤ssig, da
grundsÃ¤tzlich bei Aufhebung eines Ablehnungsbescheides die vorlÃ¤ufige
Bewilligung wieder zum Tragen komme. Allerdings sei der Bescheid des Beklagten
vom 24. August 2017 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 12. Oktober
2017 rechtmÃ¤Ã�ig und verletze die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Der Beklagte
habe vielmehr zu Recht einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung von
Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem SGB II in
gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von Juli 2017 bis
einschlieÃ�lich Oktober 2017 abgelehnt und in der Folge fÃ¼r die Monate Juli und
August 2017 die bereits geleisteten Zahlungen zurÃ¼ckgefordert. HilfebedÃ¼rftig
im Sinne des Â§ 9 Abs. 1 SGB II sei, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht
ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern
kÃ¶nne und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von
AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhalte. Hier habe die
KlÃ¤gerin im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ihren Lebensunterhalt ausreichend
aus dem zu berÃ¼cksichtigenden VermÃ¶gen sichern kÃ¶nnen. Am 4. Juli 2017 sei
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ihr der VerkaufserlÃ¶s aus dem GrundstÃ¼cksverÃ¤uÃ�erungsgeschÃ¤ft in HÃ¶he
von 220.341,94 Euro zugeflossen und am 27. Oktober 2017 habe ihr Konto bei der
Mittelbrandenburgischen Sparkasse noch einen Kontostand von 158.663,80 Euro
aufgewiesen, was weit Ã¼ber den geltenden VermÃ¶gensfreigrenzen lÃ¤ge. Das
VermÃ¶gen sei auch nicht nach Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 oder 5 SGB II von der
BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤higkeit ausgenommen. Nach Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II
sei ein selbstgenutztes HausgrundstÃ¼ck von angemessener GrÃ¶Ã�e oder eine
entsprechende Eigentumswohnung nicht als VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen. Hier
stamme das vorhandene VermÃ¶gen zwar aus einem selbstgenutzten
HausgrundstÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin habe dieses aber verÃ¤uÃ�ert, woraus ihr am 4.
Juli 2017 der VerkaufserlÃ¶s von 220.341,94 Euro zugeflossen sei. Damit sei der
Schutzzweck, der nicht in der Immobilie als VermÃ¶gensgegenstand, sondern allein
im Schutz der Wohnung im Sinne der ErfÃ¼llung des GrundbedÃ¼rfnisses
"Wohnen" und als rÃ¤umlicher Lebensmittelpunkt liege (vgl. Lange in: Eicher/Luick,
SGB II, 4. Auflage 2017, Rdnr. 86 zu Â§ 12), weggefallen. Das GrundbedÃ¼rfnis
Wohnen sei erfÃ¼llt, die KlÃ¤gerin lebe derzeit in einer Mietwohnung. Entgegen der
Auffassung der KlÃ¤gerin liege auch kein so genannter "nahtloser Ã�bergang" des
â�� wie dargestellt â�� GrundbedÃ¼rfnisses "Wohnen" vor. Denn sie sei nicht von
ihrem Haus in der Sin S, Ortsteil in die noch zu errichtende Immobilie in K L
gezogen. Vielmehr habe sie dazu am 24. Mai 2017 lediglich einen entsprechenden
Bauwerkvertrag abgeschlossen, der sie zwar schuldrechtlich gebunden habe, aber
erst der zukÃ¼nftigen Befriedigung des GrundbedÃ¼rfnisses "Wohnen" zu dienen
bestimmt war. Mit Blick auf die vorstehenden AusfÃ¼hrungen, wonach der
Schutzzweck der Norm eben nicht in einer "Immobilie als VermÃ¶gensgegenstand"
bestehe, sei hier mit dem Zufluss des Kaufpreises und der Anmietung der Wohnung,
welche die KlÃ¤gerin aktuell und noch auf unbestimmte Zeit zu nutzen
beabsichtige, der von Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 SGB II gewÃ¤hrte VermÃ¶gensschutz
unterbrochen worden. Das vorhandene VermÃ¶gen sei damit mit Ausnahme der
fÃ¼r sie nach Â§ 12 Abs. 2 SGB II geltenden VermÃ¶gensfreigrenzen vollstÃ¤ndig
zur Bestreitung des Lebensunterhalts einzusetzen. Nichts anderes ergebe sich fÃ¼r
die KlÃ¤gerin aus Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 SGB II. Danach sei Geld nicht als
VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung
oder Erhaltung eines HausgrundstÃ¼cks von angemessener GrÃ¶Ã�e bestimmt sei,
soweit dieses zu Wohnzwecken Behinderter oder pflegebedÃ¼rftiger Menschen
diene oder dienen solle und dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung
des VermÃ¶gens gefÃ¤hrdet wÃ¼rde. Die Regelung privilegiere damit die Gruppe
Behinderter oder pflegebedÃ¼rftiger Menschen sowie der fÃ¼r sie
Einsatzpflichtigen gegenÃ¼ber anderen Leistungsberechtigten, in dem anders als
nach Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II nicht nur das bereits vorhandene
Wohneigentum vom Zwang zum VermÃ¶genseinsatz ausgenommen werde, sondern
auch Geld- und Sachwerte, die der erst zukÃ¼nftigen Befriedigung des
GrundbedÃ¼rfnisses "Wohnen" einer der genannten Personen zu dienen bestimmt
sei (Lange in: Eicher/Luick, SGB II, 4. Auflage 2017, Rdnr. 93 zu Â§ 12). Die
Voraussetzungen der Norm seien fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht gegeben. Sie sei weder
behindert im Sinne des Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 SGB XII i. V. m. Â§ 2 SGB IX noch
pflegebedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 61 Satz 1 SGB XII. Ein Pflegegrad sei fÃ¼r die
KlÃ¤gerin unstreitig nicht festgestellt worden. Soweit sie im Verfahren medizinische
Unterlagen eingereicht habe, wonach sie im Zeitraum vom 23. August 2017 bis zum
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19. September 2017 in der Reha-Klinik "Hoher FlÃ¤ming" in Bad Belzig eine
RehabilitationsmaÃ�nahme absolviert und unter FuÃ�schmerzen, einem Senk-
Spreiz-KnickfuÃ� beidseits, einem Morton-Neurom im linken VorfuÃ� sowie
Adipositas Grad II und Hypertonie leide, bleibe dies unerheblich. Ihre Erkrankungen
erreichten nicht die Erheblichkeitsschwelle, welche das Gesetz ausdrÃ¼cklich
vorsehe. Sie sei in einem zeitlichen Umfang von sechs Stunden und mehr
arbeitsfÃ¤hig. Bereits bei der Aufnahme in die Einrichtung sei sie formal
arbeitsfÃ¤hig gewesen, sie sei auch arbeitsfÃ¤hig in die weitere ambulante
Betreuung entlassen worden. Nichts anderes ergebe sich aus der Auswertung der
vorliegenden medizinischen Unterlagen durch das Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg im Beschluss vom 16. Januar 2018 zum Aktenzeichen L 32 AS 2655/17
B ER. Auch dieses Gericht habe ausgefÃ¼hrt, dass sich aus allen Unterlagen
ergebe, dass die Teilhabe der KlÃ¤gerin am Leben in der Gemeinschaft nicht
beeintrÃ¤chtigt sei. Mit Blick auf die vorhergehenden AusfÃ¼hrungen zu einer
Privilegierung von Behinderten oder pflegebedÃ¼rftigen Personen komme auch
eine entsprechende oder analoge Anwendung der Nr. 5 nicht in Betracht. Besondere
HÃ¤rtegrÃ¼nde im Sinne von Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 SGB II seien nicht ersichtlich.
Das sei regelmÃ¤Ã�ig nur dann der Fall, wenn auÃ�ergewÃ¶hnliche, bei anderen
HilfsbedÃ¼rftigen regelmÃ¤Ã�ig nicht anzutreffende UmstÃ¤nde vorlÃ¤gen, die
nicht bereits durch die ausdrÃ¼cklichen Freistellungen Ã¼ber das
SchonvermÃ¶gen und die AbsetzbetrÃ¤ge nach Â§ 12 Abs. 2 SGB II erfasst
wÃ¼rden. Die HÃ¤rte mÃ¼sse Ã¼ber die mit der Verwertung von VermÃ¶gen
generell verbundenen HÃ¤rte deutlich hinausgehen. Es sei zu berÃ¼cksichtigen,
dass die KlÃ¤gerin selbst entschlossen das von ihr bewohnte GrundstÃ¼ck mit dem
Haus verÃ¤uÃ�ert und sich damit des fÃ¼r sie bestehenden gesetzlichen Schutzes
begeben habe. Soweit dies aus persÃ¶nlichen GrÃ¼nden, hier der Trennung von
ihrem LebensgefÃ¤hrten und der damit erforderlichen Teilung der
VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde beruhe, liege darin keine besondere HÃ¤rte, sondern
dies entspreche der Realisierung eines allgemeinen Risikos beim Zusammenleben
von Menschen, deren Folgen im konkreten Fall nicht durch die Sozialgemeinschaft
zu tragen seien. Das Erstattungsbegehren beruhe auf Â§ 41 a Abs. 6 Satz 3 SGB II.

Die KlÃ¤gerin hat am 18. April 2018 Berufung zum Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg eingelegt und ihr Vorbringen erster Instanz wiederholt und vertieft. Sie
sei der Auffassung, dass die vom Beklagten geforderte Nahtlosigkeit der
VermÃ¶gensumwandlung vorliege. Es kÃ¶nne bei einem Verkauf einer Immobilie
und der Neuerrichtung einer anderen Immobilie nicht erwartet werden, dass ein
Umzug nahtlos erfolgen kÃ¶nne. Dies sei lebensfremd und habe deshalb bei der
Beurteilung der Nahtlosigkeit auÃ�er Betracht zu bleiben. Im Ã�brigen berufe sie
sich auf Art. 3 des Grundgesetzes. Danach seien alle Menschen gleich und es
dÃ¼rfe nicht sein, dass ein BÃ¼rger einen VermÃ¶genswandel nach dem SGB II
durchfÃ¼hren kÃ¶nne und ein anderer nicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 20. Februar 2018 und den Bescheid des
Beklagten vom 24. August 2017 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
12. Oktober 2017 aufzuheben und ihr Leistungen in HÃ¶he von 837 Euro monatlich
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fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juni bis 31. Oktober 2017 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er bezieht sich auf den Inhalt seiner Bescheide und das seiner Auffassung nach
zutreffende Urteil des Sozialgerichts Potsdam.

Der Senat hat die Akten zum einstweiligen Rechtsschutzverfahren der KlÃ¤gerin
beigezogen (S 24 AS 1817/17 ER/L 32 AS 2655/17 B ER).

Wegen der weiteren Einzelheiten der Sachdarstellung und der
RechtsausfÃ¼hrungen wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten des Beklagten
sowie auf die Gerichtsakten des vorliegenden Verfahrens und des einstweiligen
Rechtsschutzverfahrens verwiesen. Diese haben im Termin vorgelegen und waren
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht
Potsdam hat zu Recht entschieden, dass die KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 1. Juli bis
31. Oktober 2017 keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II hat, da sie
Ã¼ber ein ausreichendes VermÃ¶gen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts im
streitigen Zeitraum verfÃ¼gt hat.

Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts ist die Klage nicht als reine
Anfechtungsklage zulÃ¤ssig, da entgegen seiner Annahme die Kassation des
endgÃ¼ltigen Bescheides vom 24. August 2017 nicht zum Wiederaufleben der
vorlÃ¤ufigen Bewilligung im Bescheid vom 31. Mai 2017 fÃ¼hren wÃ¼rde. Denn die
vorlÃ¤ufige Bewilligung einer Leistung erledigt sich durch die endgÃ¼ltige
Bescheidung nach Â§ 39 Abs. 2 Sozialgesetzbuch/Zehntes Buch (SGB X). Mit Erlass
des endgÃ¼ltigen Bescheides vom 24. August 2017 war die vorlÃ¤ufige Bewilligung
damit erledigt und konnte auch nach Kassation des endgÃ¼ltigen
Ablehnungsbescheides nicht wiederaufleben (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom
11. Juli 2019, B 14 AS 44/18 R Rdnr. 9 m.w.N., zitiert nach juris). Die Klage ist aber
als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage, die das Sozialgericht ebenfalls zu
Recht in ErwÃ¤gung gezogen hat, zulÃ¤ssig.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Ablehnungsbescheides vom 24. August 2017
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 12. Oktober 2017 ist Â§ 9 Abs. 1
SGB II i. V. m. Â§ 12 Abs. 3 SGB II in der ab 1. April 2011 gÃ¼ltigen Fassung, der im
Ã�brigen im Hinblick auf Â§ 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II seit dem Jahre 2005
unverÃ¤nderten Fassung.

Im hier streitigen Zeitraum hatte die KlÃ¤gerin BetrÃ¤ge zwischen rund 220.000
und 158.000 Euro auf ihrem Konto zur VerfÃ¼gung. Damit ist es offensichtlich, dass
sie im Hinblick auf die hier streitigen monatlichen BetrÃ¤ge von viermal 837 Euro
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im Grundsatz nicht hilfebedÃ¼rftig nach Â§Â§ 7, 9 SGB II war.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin hat es sich bei dem aus dem Hausverkauf
Ã¼berwiesenen Betrag von 220.341,44 Euro auch nicht um geschÃ¼tztes
VermÃ¶gen gehandelt, welches der Beklagte nicht hÃ¤tte berÃ¼cksichtigen
dÃ¼rfen. GeschÃ¼tzt als VermÃ¶gen sind fÃ¼r Leistungsbezieher nach dem SGB II
lediglich die nach Abs. 2 berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen BetrÃ¤ge, die der Beklagte
hier zutreffend mit 8.850 Euro berÃ¼cksichtigt hat.

Die Voraussetzungen eines VermÃ¶gensschutzes nach Â§ 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II
liegen entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin aber nicht vor. Danach ist als
VermÃ¶gen nicht zu berÃ¼cksichtigen ein selbstgenutztes HausgrundstÃ¼ck von
angemessener GrÃ¶Ã�e oder eine entsprechende Eigentumswohnung. Diese
Voraussetzungen liegen nicht vor.

Zu dieser Privilegierung hat das Bundessozialgericht bereits mit Urteil vom 16. Mai
2007 (B 11 b AS 37/06 R) ausgefÃ¼hrt, dass nach der Rechtsprechung des 7 b
Senats des Bundessozialgerichts (Urteil vom 7. November 2006 â�� B 7 b AS 2/05
R) bei der Konkretisierung des Rechtsbegriffs der angemessenen GrÃ¶Ã�e im Sinne
des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II im Grundsatz bundeseinheitlich auf die
Vorgaben des auÃ�er Kraft getretenen Zweiten WoBauG vom 19. August 1994
(BGBl I 2137) abzustellen sei, wobei eine Differenzierung nach der Bewohnerzahl
â�� nicht nur beschrÃ¤nkt auf die Bedarfsgemeinschaft â�� angebracht sei. Diese
auf den Fall einer selbstbewohnten Eigentumswohnung bezogene Rechtsprechung,
der sich der erkennende Senat anschlieÃ�e, sei einerseits im Hinblick auf den
Gesetzeswortlaut des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II, der ein selbstgenutztes
HausgrundstÃ¼ck von angemessener GrÃ¶Ã�e "oder eine entsprechende
Eigentumswohnung" anspreche, andererseits aber auch aus
PraktikabilitÃ¤tsgrÃ¼nden auf den vorliegenden Fall eines selbstgenutzten
Einfamilienhauses zu Ã¼bertragen. Im Grundsatz â�� also vorbehaltlich etwaiger
besonderer UmstÃ¤nde des Einzelfalls â�� handele es sich deshalb bei einem von
vier Personen bewohnten Einfamilienhaus mit einer WohnflÃ¤che von mehr als 130
m2 (vgl. Â§ 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 2. WoBauG â�� Familienheime mit nur einer
Wohnung â�� 130 m2) nicht mehr um ein HausgrundstÃ¼ck von "angemessener
GrÃ¶Ã�e" im Sinne des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II. Auch der erkennende Senat
sei daher der Auffassung, dass die Angemessenheit der Haus/WohnungsgrÃ¶Ã�e
weiterhin bundeseinheitlich nach dem zum 1. 1. 2002 auÃ�er Kraft getretenen 2.
WoBauG zu beurteilen, aber nach der Anzahl der im Haus lebenden Personen zu
differenzieren sei. Dementsprechend hÃ¤lt das BSG bei einer Eigentumswohnung
fÃ¼r vier Personen eine WohnflÃ¤che von 120 m2 fÃ¼r angemessen, die um 20 m2
fÃ¼r jede weitere Person zu erhÃ¶hen und bei weniger als vier Personen um jeweils
20 m2 zu reduzieren ist. Bei einer Belegung mit nur einer Person soll die Grenze
allerdings typisierend auf 80 m2 festzusetzen sein (BSG, Urteil vom 18. Juni 2008
â�� B 14/11 b AS 67/06 R).

Vor diesem rechtlichen Hintergrund ist festzustellen, dass das Eigenheim in der Sin
Sch beim Verkauf im Jahre 2017 schon nicht mehr "angemessen" im Sinne des Â§
12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II war und schon deshalb nicht mehr dem
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VermÃ¶gensschutz unterlag, der allerdings keinen VermÃ¶gensschutz im
eigentlichen Sinne darstellt, sondern das VermÃ¶gen allein zum Zwecke des
Wohnens schÃ¼tzt (so bereits Mecke in Eicher/Spellbrink, SGB II, Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende, Kommentar, 1. Auflage, 2005, Â§ 12 Rdnr. 69).

Mit einer WohnflÃ¤che von 110 m2 und einer GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e von 913 m2
Ã¼berstieg das HausgrundstÃ¼ck die nach der Rechtsprechung definierten
Angemessenheitsgrenzen fÃ¼r eine Person. Denn fÃ¼r die GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e
wird regelmÃ¤Ã�ig im lÃ¤ndlichen Bereich eine GrÃ¶Ã�e bis zu 800 m2 (500 qm im
stÃ¤dtischen Bereich) noch als angemessen angesehen (Geiger in LPK-SGB II, 6.
Auflage, Â§ 12 Rdnr. 63). Damit dÃ¼rfte sowohl die GrÃ¶Ã�e des GrundstÃ¼cks als
auch der Umfang der WohnflÃ¤che von 110 m2 fÃ¼r eine Person die
Angemessenheitskriterien sprengen.

Der Senat kann dies allerdings dahingestellt sein lassen. Denn selbst wenn das
Haus in der S, Sch noch als angemessen im Sinne des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB
II angesehen wÃ¼rde, so entfÃ¤llt jeder Schutz mit dem Verkauf des Hauses. Der
Senat kann nur noch einmal erneut darauf hinweisen, dass Sinn dieser Regelung
nicht der Schutz von Immobilien als VermÃ¶genswert ist, sondern die Wohnung als
Lebensraum fÃ¼r das GrundbedÃ¼rfnis Wohnen geschÃ¼tzt wird (vgl. Geiger in
LPK-SGB II, 6. Auflage, Â§ 12, Rdnr. 64 m.w.N.; Mecke a.a.O.).

Damit erscheint das Regelungsprogramm nach Â§ 12 Abs. 3 SGB II eindeutig.
Solange der Leistungsbezieher in dem als VermÃ¶gen geschÃ¼tzten Haus von
angemessener GrÃ¶Ã�e wohnt, kommt eine Verwertung selbst dann nicht in
Betracht, wenn es sich um eine Luxusimmobilie handelt. In der Regel liegt der
LeistungsgewÃ¤hrung nach dem SGB II zwar zugrunde, dass das Existenzminimum
zu sichern sei, wozu grundsÃ¤tzlich nur ein Wohnraum in einfacher Lage und in
einfacher Ausstattung gehÃ¶rt. Daran hat sich jeder Mieter, der Leistungen des
Beklagten erhÃ¤lt, zu halten. Insoweit stellt es aber eine ganz erhebliche
Besserstellung der EigentÃ¼mer dar, dass der Gesetzgeber bei der Beurteilung der
Angemessenheit eines im Eigentum des Leistungsbeziehers stehenden Hauses oder
einer im Eigentum stehenden Wohnung vÃ¶llig andere Kriterien anlegt, als bei der
Bewertung von Mietraum als angemessen. Bei letzterem besteht kein Zweifel, dass
dieser grundsÃ¤tzlich einfacher Art sein muss, insoweit ist die KlÃ¤gerin durch die
gesetzliche Regelung im Vergleich zu Mietern schon wesentlich bessergestellt, da
selbst eine hochwertige (Luxus-)Immobilie von bestimmter GrÃ¶Ã�e grundsÃ¤tzlich
geschÃ¼tzt wird.

Allerdings entfÃ¤llt dieser â��groÃ�zÃ¼gige- Schutz mit dem Wegfall des
Schutzzwecks Wohnen, also mit dem Verkauf. Nach dem Verkauf ist die KlÃ¤gerin
ohne Weiteres nicht mehr hilfebedÃ¼rftig gewesen, da sie im streitigen Zeitraum
von Juni bis Oktober 2013 Ã¼ber bereite Mittel zwischen rund 220.000 und 158.000
Euro verfÃ¼gt hat. Diese sind grundsÃ¤tzlich fÃ¼r den Lebensunterhalt
einzusetzen. Anders ausgedrÃ¼ckt ist die KlÃ¤gerin beim Verbrauch ihres
VerkaufserlÃ¶ses wegen der entfallenden HilfebedÃ¼rftigkeit und damit
entfallenden AnsprÃ¼chen nach dem SGB II an keinerlei BeschrÃ¤nkungen des
Grundsicherungsrechtes gebunden. Erst mit dem Stellen eines neuen Antrags auf
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Grundsicherungsleistungen ist die HilfebedÃ¼rftigkeit erneut zu prÃ¼fen und damit
auch die Angemessenheit des neu erworbenen Hauses, die der Beklagte hier fÃ¼r
die Zeit ab dem Einzug im April 2018 nicht in Frage stellt.

Soweit die KlÃ¤gerin sich auf eine in den Verwaltungsvorschriften des Beklagten
erwÃ¤hnte Nahtlosigkeit der VermÃ¶gensumwandlung berufen will, bleibt dies
erfolglos. Bereits der 32. Senat hatte im Beschluss vom 16. Januar 2018 (L 32 AS
2655/17 B ER) darauf hingewiesen, dass sich dem Gesetz eine solche
Nahtlosigkeitsregelung nicht entnehmen lÃ¤sst. Dem folgt auch der erkennende
Senat. Die angesprochene Nahtlosigkeit kann daher nur dann praktische Bedeutung
erlangen, wenn es dem Leistungsbezieher tatsÃ¤chlich gelingt, direkt von der einen
Immobilie in die andere umzuziehen, so dass bereite Mittel zur Bestreitung des
Lebensunterhalts durch den Verkauf der ersten Immobilie wegen der zugleich
erfolgenden Investition in die zweite Immobilie nicht zur VerfÃ¼gung stehen. Eine
rechtliche Nahtlosigkeitregelung in dem Sinne, dass zu Ã¼berprÃ¼fen sei, ob
eventuell kurzzeitige FreirÃ¤ume beim Umzug von der einen in die andere
Immobilie unschÃ¤dlich sein kÃ¶nnten, besteht dagegen nicht. Wie jeder andere
vermÃ¶gende und daher nicht hilfebedÃ¼rftige Mensch, hat auch die KlÃ¤gerin
nach dem Verkauf ihrer Immobilie ihre ErlÃ¶se grundsÃ¤tzlich fÃ¼r den
Lebensunterhalt einzusetzen.

Damit steht fest, dass das VermÃ¶gen aus dem VerkaufserlÃ¶s vom 4. Juli 2017
grundsicherungsrechtlich mit Ausnahme des Freibetrages in HÃ¶he von 8.850 Euro
ungeschÃ¼tzt bleibt.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht auf den Gleichbehandlungsgrundsatz berufen
(Art. 3 GG). Danach ist nur Gleiches gleich zu behandeln, Ungleiches darf ungleich
behandelt werden. Entsprechend sind die Vergleichsgruppen fÃ¼r die Bewertung
eines Sachverhalts als gleich oder ungleich zu bilden. Bereits das Sozialgericht hat
zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin keine Gleichstellung mit Personen
verlangen kann, die VermÃ¶gen besitzen, um ein Haus fÃ¼r Behinderte oder
PflegebedÃ¼rftige zu bauen. Hier hat der Gesetzgeber ganz eindeutig eine
bestimmte Personengruppe im Hinblick auf den VermÃ¶gensschutz privilegiert, die
ihm besonders schutzwÃ¼rdig erschien. Dies ist nicht zu beanstanden.

Die KlÃ¤gerin ist nicht schutzwÃ¼rdig in diesem Sinne. Bereits der 32. Senat hat im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren (siehe oben) ausgefÃ¼hrt, dass die
vorgelegten medizinischen Unterlagen keinesfalls eine Behinderung oder
PflegebedÃ¼rftigkeit mit der Erheblichkeitsschwelle des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5
SGB II belegen. Hierauf hat auch das Sozialgericht hingewiesen. Diese Auffassung
teilt auch der erkennende Senat. So belegt der MRT-Befund des linken FuÃ�es der
Dr. P vom 11. August 2017 keineswegs Befunde, die an eine schwerer wiegende
Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit auch nur denken lieÃ�en. Der Befund vom
24. April 2018 der RÃ¶ntgenpraxis im H Viertel, P, belegt nur eine mÃ¤Ã�iggradige
Coxarthrose beidseits, eine Insertionstendinopathie der Glutealmuskulatur am
Trochanter major rechts sowie eine geringgradige ISG-Arthrose beidseits und
Residuen einer chronischen Sakroiliitis beidseits. Im Ã�brigen war der Befund
altersgerecht. Der erkennende Senat kann nur noch einmal darauf hinweisen, dass
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die KlÃ¤gerin die vom Sozialgericht genannte RehabilitationsmaÃ�nahme
arbeitsfÃ¤hig angetreten und abgeschlossen hat. Es liegt damit auf der Hand, dass
die Voraussetzungen des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II nicht vorliegen.

Entsprechendes gilt fÃ¼r die Nr. 6 der Vorschrift. Eine HÃ¤rte ist, wie das
Sozialgericht zu Recht ausgefÃ¼hrt hat, nicht zu erkennen.

Soweit die KlÃ¤gerin sich allgemein vor dem Hintergrund des Art. 3 GG
benachteiligt fÃ¼hlt, ist dies dem Senat kaum nachvollziehbar. Auf die ganz
erhebliche Privilegierung ihrer VermÃ¶genssituation gegenÃ¼ber Mietern ist bereits
hingewiesen worden. Der Senat hat nicht zu entscheiden, ob diese Bevorzugung
von EigentÃ¼mern durch sachliche GrÃ¼nde vor dem Hintergrund des
Gleichbehandlungsgrundsatzes Ã¼berhaupt zu rechtfertigen ist. Insoweit kÃ¶nnten
allenfalls Mieter gegen die sie benachteiligende Regelung verfassungsrechtliche
Bedenken geltend machen, nicht aber die KlÃ¤gerin, die schon die Ã¼beraus
groÃ�zÃ¼gigen Kriterien fÃ¼r geschÃ¼tzte Eigenheime nicht erfÃ¼llt.

Weiter offen lassen muss der Senat, ob es mit dem Gleichbehandlungsgebot aus 
Art. 3 GG vereinbar oder auch nur politisch wÃ¼nschenswert und
privilegierungsbedÃ¼rftig ist, wenn Leistungsbezieher ihre Immobilie in
herausgehobener Lage und Preisklasse verkaufen kÃ¶nnen, ohne den ErlÃ¶s fÃ¼r
ihren Lebensunterhalt einsetzen zu mÃ¼ssen, sondern vom ErlÃ¶s eine weitere
Immobilie erwerben kÃ¶nnen, um weiter Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts auf Kosten der Solidargemeinschaft zu beziehen. Denn es ist nicht
zu verkennen, dass die KlÃ¤gerin (ein groÃ�zÃ¼gig gerundeter Bedarf von 1000,-
Euro im Monat unterstellt, im vorliegenden Fall tatsÃ¤chlich nur 837 Euro fÃ¼r
Regelsatz und Miete) von dem erzielten Kaufpreis von rund 220.000,- Euro Ã¼ber
nahezu 20 Jahre ihren Bedarf hÃ¤tte decken kÃ¶nnen, ohne Sozialleistungen in
Anspruch zu nehmen. Eine Privilegierung des aus dem Verkauf einer eigenen
Immobilie erzielten VermÃ¶gens dÃ¼rfte im Hinblick auf die LeistungsgrundsÃ¤tze
des SGB II und des grundsÃ¤tzlich bestehenden Verwertungsgebots fÃ¼r
VermÃ¶gen und EinkÃ¼nfte kaum zu rechtfertigen sein.

Auch die Frage, ob in diesem Fall im Verbrauch des VerkaufserlÃ¶ses ein
sozialwidriges Verhalten i.S. von Â§ 34 SGB II liegen kÃ¶nnte, welches
ErsatzansprÃ¼che des Beklagten rechtfertigen kÃ¶nnte, ist nicht Streitgegenstand
des vorliegenden Verfahrens.

Darauf, dass die KlÃ¤gerin sich nicht mit dem Personenkreis des Â§ 12 Abs. 3 Satz 1
Nr. 5 SGB II gleichsetzen kann, ist eben hingewiesen worden. Warum sie vor dem
Hintergrund des Art. 3 Grundgesetz ebenso schutzbedÃ¼rftig sein soll wie
Behinderte oder PflegebedÃ¼rftige, ist nicht im Ansatz ersichtlich.

Soweit derjenige Leistungsbezieher besser stehen wÃ¼rde, dem es gelÃ¤nge,
direkt von einer Immobilie in die andere umzuziehen, lÃ¤ge kein vergleichbarer
Sachverhalt vor. Es obliegt allein dem Gestaltungswillen und der
GestaltungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin, den Umzug ohne zeitliche VerzÃ¶gerungen zu
realisieren. Es besteht kein Grund, die Sozialgemeinschaft hierfÃ¼r in irgendeiner

                            10 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/34.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/12.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html


 

Weise haftbar zu machen.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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